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Der Bundestag hat den Bundes­
haushalt 1993 in Höhe von 

435,6 Mrd. DM verabschiedet. Die 
Nettokreditaufnahme ist auf 43 Mrd. 
DM fixiert worden und liegt damit hö­
her als im Entwurf. Der Lehrbuch­
satz, daß rezessionsbedingte M in­
dereinnahmen und Mehrausgaben 
durch eine erhöhte Kreditaufnahme 
ausgeglichen werden sollten, wurde 
damit von der Regierung gerne be­
folgt. Daß der zweite Teil des Satzes, 
in Boomzeiten die Nettokreditauf­

nahme drastisch zu vermindern, 
übersehen wurde, trägt mit zu den 
gegenwärtigen finanzpolitischen 
Engpässen bei.

Entscheidend hierfür ist jedoch 
die von der Regierung gewählte und 
vom Parlament gebilligte spezifische 
Art der Finanzierung der deutschen 
Vereinigung: Da einerseits die
Chance zur Kürzung der bisherigen 
Ausgaben oder wenigstens zur Ver­
m inderung der aktuellen Steige­
rungsraten weithin verpaßt wurde 
und da andererseits eine Steuer­
erhöhung zunächst kategorisch ab­
gelehnt wurde und sogar das Instru­
ment des dann doch eingeführten 
Solidaritätszuschlags zu früh aus 
der Hand gelegt wurde, war man zur 
Erhöhung der Verschuldung ge­
zwungen. Die Regierung erweckte 
lange Zeit den Eindruck, daß mög­
lichst vieles normal weiterlaufen 
sollte, und übersah dabei, daß es 
sich bei den w irtschaftlichen Konse­
quenzen der deutschen Vereinigung 

nicht um ein kurzfristiges Phäno­
men, sondern um einen Struktur­
schock handelt, der im Westen wie 
im Osten langfristige Konsequenzen 
hat.

Zusätzlich zur üblichen Kritik am 
Haushaltsplan wurde in diesem 
Herbst massiv der Vorwurf der Un­

vollständigkeit des Budgets erho­
ben. Das bezog sich zuletzt nicht 
mehr hauptsächlich auf die in Ne­
benhaushalten notierten Aktivitäten 
der Treuhandanstalt und des Kredit­
abwicklungsfonds, die nun immerhin 
in der M ittelfristigen Finanzplanung 
des Bundes für die folgenden Jahre
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erscheinen. V ielmehr ergab sich die 
Kritik durch das erst spät artikulierte 
und quantifizierte Bekenntnis, wei­
terhin steigende Transfers für die 
neuen Bundesländer finanzieren zu 
müssen. Die vorgesehenen zusätzli­
chen Aufwendungen für eine Anhe­
bung der Investitionszulage für ost­
deutsche Unternehmen, der Zahlun­
gen im Rahmen der G em einschafts­
aufgabe zur Verbesserung der regio­
nalen W irtschaftsstruktur, der Eigen­
kapitalhilfe und der Mittel für den 
Wohnungsbau sollen später in e i­
nem Nachtragshaushalt 1993 präzi­
siert werden. Um diesen finanzieren 
zu können, wird mancherlei d isku­
tiert, unter anderem eine Überprü­
fung aller, auch der sozialen Lei­
stungsgesetze, eine Begrenzung der 
E inkommenssteigerung für Staats­
bedienstete auf den Inflationsaus­
gleich, eine Senkung von Standards 
von Staatsleistungen und schließlich 
ein Abbau von Subventionen.

Mit Sparen und Umschichten zu­
gunsten Ostdeutschlands ist sicher­
lich der richtige Weg umschrieben 
worden. Wenn dieser Tausch auf der 
Ausgabenseite gelänge, wäre der 
Vorwurf der Unvollständigkeit in be­
zug auf die Budgetsumme entkräftet, 
nicht aber in bezug auf den qualitati­
ven Gehalt des Budgets. Mangelnde 
Budgetklarheit besteht weiterhin;

denn was nützt z. B. einem Unter­
nehmer die heute fix ie rte Ausgaben­
höhe eines ihn betreffenden Titels, 
wenn dieser bis in das nächste Jahr 

hinein lediglich als vorläufig anzuse­
hen ist. Zu der Unsicherheit im fi­
nanzpolitischen Raum trägt gegen­
wärtig auch der Streit innerhalb der 
Bundesregierung bei, ob im geplan­
ten Standortsicherungsgesetz die 
Senkung der Unternehmensbe­
steuerung durch Subventionsabbau 
oder durch eine Verringerung der Ab­
schreibungsm öglichkeiten finanziert 
werden soll.

Zweifel an der Durchsetzbarkeit 
solcher eventuell in zweistelliger M il­
liardenhöhe anstehenden Spar- und 
Umschichtungspläne bestehen an­
gesichts der jüngsten Erfahrungen 
mit wesentlich geringeren Volumina 
durchaus zu Recht. Selbst die Bun­
desregierung scheint nicht gänzlich 
vom Erfolg dieser Aktion überzeugt 
zu sein. Denn jeder Erläuterung der 
künftigen Budgetstruktur folgt der 

Satz, daß m öglicherweise als letztes 
Mittel dann doch Steuererhöhungen 
erforderlich würden. Dabei wird das 
Jahr 1995 anvisiert, in dem der F i­
nanzausgleich zwischen den föde­
ralen Ebenen neu geordnet werden 
muß und die Integration der nach der 
Vereinigung geschaffenen Fonds fä l­
lig wird.

Solch unpräzise Ankündigungen 
machen mit S icherheit einen Teil des 
möglichen Erfolgs der antizykli­
schen Verschuldung zunichte. Spa­

ren, Umschichten und mögliche hö­
here Abgaben sollten schon lange 
Elemente eines Solidarpakts sein, 
der letztlich auf eine Umschichtung 
der Ressourcen zu Lasten des priva­
ten und öffentlichen Verbrauchs und 
auch überzogener öffentlicher Inve­
stitionen insbesondere in W est­
deutschland zugunsten arbeitsplatz­
schaffender Investitionen in O st­
deutschland abzielt. Die Akzeptanz 
eines solchen Solidarpakts kann ge­
genwärtig -  im merhin drei Jahre 
nach dem Herbst 1989 -  mangels 
nachprüfbarer Vorschläge noch nicht 
einmal getestet werden.
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